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Sachverhalt )
Der Hauptausschuss hatte sich am 27.10. 2020 erneut mit der Uberarbeitung der
Geschaftsordnung befasst und dazu die folgenden Empfehlungen gegeben:

1. § 5 Abs. 2 Die Ladungsfrist fur die Sitzungen der Stadtvertretung betragt 7
Tage.

§ 5 Abs. 3 ist zu streichen

Neu aufzunehmen ist ein angestrebtes Sitzungsende um 22:30 Uhr.

2. § 8 Abs. 1 Die Dauer der Fragestunde soll nicht langer als 45 Minuten
betragen.

3. § 10 Abs. 1 Letzter Satz: Der Bericht ist schriftlich abzufassen und digital
der Tagesordnung beizuflgen bzw. spatestens am Tag der Sitzung zu Ubergeben.
4. § 15 Abs. 3 Jeder Antrag zu einem Tagesordnungspunkt muss 10 Tage vor
Beginn der Sitzung beim Birgermeister vorliegen und den Beschlussvorschlag im
Wortlaut enthalten.

5. § 22 Die Mitglieder des Hauptausschusses betonen, dass reine
Beschlussprotokolle zu fuhren sind. Die Frist fur die Erstellung der Niederschriften
im § 22 Abs. 4 soll auf 14 Tage abgekurzt werden.

6. § 23 Das Akteneinsichtsrecht ist noch einmal zu prufen und ggf. neu zu
formulieren.

Diese Empfehlungen sind in den beigefugten Entwurf der
Geschaftsordnung bericksichtigt worden. Die Erganzungen oder
Streichungen sowie Anderungen sind rot markiert.

Das Akteneinsichtsrecht gem. § 34 Abs. 4 KV M-V wurde neu geregelt. Liegen die
gesetzlich Voraussetzungen vor, muss die Akteneinsicht gewahrt werden. Uber
den Antrag entscheidet das verwaltungsleitende Organ (Amtsvorsteher / LVB).
Daher ist die Regelung in der Geschaftsordnung zu streichen.

Verwaltungsseitig wurde die alte Geschaftsordnung noch um weitere
Bemerkungen erganzt. Der Text ist gelb markiert und um eine blau markierte
Erlduterung erganzt. Hier empfehlen sich weitere Anderungen.

Letztlich steht es der Stadtvertretung aber frei, die Geschaftsordnung nach
eigenem Ermessen auszugestalten. Eine Prufung durch die Kommunalaufsicht
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erfolgt nicht. Dennoch darf die Geschaftsordnung nicht gegen héherrangiges
Recht z.B. die KV M-V verstolRen.

Beschlussvorschlag
Die Stadtvertretung Schonberg beschliel3t die im Entwurf beigefugte
Geschaftsordnung.

Finanzielle Auswirkungen
keine

Anlage/n

1 Geschaftsordnung Stadtvertretung Schonberg (6ffentlich)
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Die Stadtvertretung der Stadt Schonberg hat aufgrund des 8 29 der Kommunalverfassung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Juli 2011, GVOBI. M-V S. 777, am 17. Dezember 2020 folgende Geschaftsordnung
beschlossen

Geschéftsordnung
flur die Stadtvertretung der Stadt Schdnberg

Abschnitt 1 - Allgemeines

(1)
)

(3)

(4)

()

1)

(2)

3)

8 1 - Stadtvertreter
Die Mitglieder der Stadtvertretung fuhren die Bezeichnung Stadtvertreter.

Die Stadtvertreter haben die ihnen obliegenden Pflichten gewissenhaft zu erfillen.
Sie haben insbesondere die Pflicht, an den Sitzungen der Gremien teilzunehmen,
in die sie gewahit wurden.

Bei Vorliegen von wichtigen Grinden, die eine Nichtteiinahme an den Sitzungen
bzw. ihr vorzeitiges Verlassen bedingen, hat der Stadtvertreter darlber den
Blrgermeister rechtzeitig zu informieren.

Die Pflichten und Rechte der Stadtvertreter ergeben sich aus dieser Geschafts -
ordnung, soweit nicht bereits die KV M-V und die Hauptsatzung eine abschlieRende
Regelung enthalten.

Stadtvertreter durfen weder beratend noch entscheidend mitwirken, wenn eines der
Mitwirkungsverbote gemal § 24 Absatz 1 KV M-V vorliegt. Fur das Anzeigeverfahren
und die Durchfihrung des Mitwirkungsverbotes gilt § 24 Absatz 3 KV M-V.

Die aufgrund von Mitwirkungsverboten von der Beratung und Beschlussfassung
ausgeschlossenen Stadtvertreter sind in der Niederschrift namentlich zu vermerken.

Die Stadtvertreter sind zur Verschwiegenheit gemal § 23 (6) KV M-V verpflichtet.

§ 2 - Fraktionen
Stadtvertreter kdnnen sich zu einer Fraktion zusammenschlieRen oder bestehenden
Fraktionen mit deren Zustimmung beitreten. Eine Fraktion besteht aus mindestens 2
Stadtvertretern.
Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, die Namen ihres Vorsitzenden und
ihrer Mitglieder sowie Anderungen ihrer Zusammensetzung sind dem Birgermeister
unverzuglich schriftich mitzuteilen.
Die Rechte der Fraktionen regeln sich insbesondere nach den Festlegungen der 88
29, 31 und 34 der KV M-V.

8 3 - Konstituierung der Stadtvertretung
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(1)

@)

(3)

(4)

Die Stadtvertretung tritt innerhalb von 6 Wochen nach einer Kommunalwahl zu ihrer
konstituierenden Sitzung zusammen.

Zur konstituierenden Sitzung wird die Stadtvertretung vom bisherigen Birgermeister
einberufen.

Bis zur Verpflichtung des neu gewahiten Birgermeisters leitet das an Lebensjahren
alteste Mitglied der Stadtvertretung die Sitzung.

Die Tagesordnung der konstituierenden Sitzung soll neben denin § 28 Abs. 3 KV

M-V genannten folgende weitere Punkte beinhalten:

- Wahl des 1. und 2. Stellvertreters des Blrgermeisters

- Wabhl der Mitglieder des Hauptausschusses

- Wabhl der Mitglieder der Ausschiisse entsprechend § 9 der Hauptsatzung der Stadt
Schoénberg

- Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates der Grundstiicksgesellschaft der Stadt
Schonberg

- Wahl der Mitglieder des Ortsbeirates sowie des Sanierungsbeirates der Stadt
Schonberg.

§ 4 - Geschaftsfihrung

Die laufenden Geschéfte der Stadtvertretung und ihrer Ausschiisse werden von der Amts-
verwaltung wahrgenommen. Auf Wunsch unterstitzt die Amtsverwaltung auch die Arbeit
der Fraktionen (Raumlichkeiten, Informationen).

Ergibt sich schon aus der KV M-V z. B. § 127 Abs. 1 KV M-V

Abschnitt 2 - Vorbereitung der Sitzungen, Beschlussfahigkeit, Offentlichkeit

1)

2)

85 - Einberufung von Sitzungen der Stadtvertretung

Die Stadtvertretung tagt, sooft es die Geschaftslage erfordert, jedoch mindestens
einmal im Vierteljahr. Weiterhin ist die Stadtvertretung einzuberufen, wenn Griunde
nach § 29 KV M-V vorliegen.

Die Einladungsfrist betrdgt 7 Tage. In dringenden Fallen kann die Ladungsfrist
verkirzt werden, darf jedoch 3 Tage nicht unterschreiten. Die Dringlichkeit istin der
Einladung zu begrunden.

3)

Die Stadtvertretung wird durch den Birgermeister schriftich oder elektronisch unter
Angabe der Tagesordnung einberufen.

Der Burgermeister setzt die Tagesordnung fest.

Die Sitzungen der Stadtvertretung enden regelmafdig um 22.30 Uhr.

Antrage von Stadtvertretern bzw. Fraktionen Mitgliedern der Stadtvertretung, einer
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(4)

(1)

@)

(3)

(4)

1)

@)

(3)

(4)

Ortsteilvertretung oder der Burgermeisterin / des Burgermeisters zur Aufnahme von
Angelegenheiten in die Tagesordnung sind bis spatestens 12 Tage (mindestens 2
Tage vor Einladung) vor der Sitzung an den Burgermeister zu Ubermitteln. Spater
eingehende Antrage sind durch den Blrgermeister als Dringlichkeitsantrag wahrend
der Sitzung zu behandeln. unzulassig siehe dazu 8§ 29 Abs. 4 KV M-V, Mehrheit der
Stadtvertretung entscheidet, Dringlichkeit muss tatsachlich vorliegen

Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind Offentlich bekanntzumachen. Ergibt
sich schon aus § 29 Abs. 6 KV M-V

8 6 - Leitung der Sitzung, Beschlussfahigkeit

Der Burgermeister ertffnet, leitet und schlie3t die Sitzung. Sind der Blrgermeister
und seine Stellvertreter verhindert, den Vorsitz zu fohren, so wahit die
Stadtvertretung unter Leitung des an Lebensjahren &ltesten Stadtvertreters ohne
Aussprache aus ihrer Mitte einen Sitzungsprasidenten fur die Dauer der Sitzung.

Die Teilnahme an der Sitzung wird durch die personliche Eintragung in die
Anwesenheitsliste nachgewiesen.

Zur Beschlussfahigkeit wird auf 8 30 KV M-V hingewiesen.

Wird die Beschlussunfahigkeit festgestellt, so hat der Birgermeister die Sitzung zu
unterbrechen. Ist auch nach spatestens 30 Minuten die erforderliche Anzahl der
Stadtvertreter nicht anwesend, so ist die Sitzung aufzuheben.

Im Falle der Aufhebung der Sitzung infolge fortdauernder Beschlussunfahigkeit hat
der Birgermeister erneut zu einer Sitzung einzuladen. Die Ladungsfrist betragt in
diesem Fall mindestens 7 Tage. Auf 8 30 (3) Satz 1 KV M-V wird verwiesen.

§ 7 - Offentlichkeit der Sitzungen

Die Sitzungen der Stadtvertretung sind grundsatzlich offentlich. Den Ausschluss der
Offentlichkeit regeln die KV M-V und die Hauptsatzung.

Sachkundige Einwohner und Mitglieder des Ortsbeirates konnen an den
nichtoffentlichen Sitzungen als Zuhorer teilnehmen, soweit Angelegenheiten aus
dem Geschaftsbereich ihres Ausschusses/Beirates behandelt werden. Die
Teilnahme ist dem Blrgermeister vorher anzuzeigen. passiert das tatsachlich?

Vorbehaltlich einer gegenteiligen Entscheidung der Stadtvertretung nehmen leitende
Mitarbeiter der Amtsverwaltung an den nichtoffentlichen Sitzungen teil, sofern
Angelegenheiten behandelt werden, die in ihre Zustandigkeit fallen. passt nicht zu 8
141 KV M-V, der Amtsvorsteher bestimmt wer als Bediensteter des Amtes teilnimmt.

Zuhorer sind nicht berechtigt, in der Sitzung aufRerhalb der Einwohnerfragestunde

das Wort zu ergreifen. Der Blurgermeister kann Zuhdrer, die die Verhandlung storen,
ausschlieRen, die Sitzung unterbrechen oder den Zuhtérerraum rdumen lassen.
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(1)

2)

3)

(4)

1)

)

(3)

1)

@)

8 8 - Einwohnerfragestunde

Die Fragestunde soll in der Regel nicht langer als 45 Minuten dauern. Fragen,
Vorschlage und Anregungen sollen kurz und sachlich sein.

Fragen, die den Ubertragenen Wirkungskreis betreffen, werden vom Leitenden
Verwaltungsbeamten der Amtsverwaltung bzw. durch den in seiner Zustandigkeit
betroffenen Amtsleiter beantwortet.

Fragen zum eigenen Wirkungskreis beantwortet der Birgermeister oder der jeweilige
Ausschussvorsitzende.

Ist eine mundliche Antwort nicht moglich bzw. kann die Frage in der Sitzung nicht
oder nicht abschlieRend beantwortet werden, erhalt der Fragesteller innerhalb von
14 Tagen eine schriftiche Antwort.

Der Burgermeister hat das Recht, einem Einwohner das Wort zu entziehen,
wenn Stadtvertreter oder Mitarbeiter der Verwaltung personlich angegriffen werden
bzw. wenn die ordnungsgemalf3e Durchfihrung der Sitzung beeintrachtigt wird.

Die Hochstdauer der Fragestellung bzw. fir Ausfihrungen betragt 3 Minuten.

8 9 - Anfragen von Stadtvertretern

Jeder Stadtvertreter ist berechtigt, unter einem besonderem Tagesordnungspunkt,
Anfragen zu Angelegenheiten der Stadt an den Bdlrgermeister bzw. die
Amtsverwaltung zu richten.

Die Fragen missen kurz gefasst sein, sich auf konkrete Vorgange beziehen und
eine mundliche Beantwortung erlauben.

Ist eine abschlieRende bzw. erschdpfende Antwort nicht moglich, ist die Frage
innerhalb von 10 Tagen schriftich zu beantworten. Die Stadtvertretung ist in der
folgenden Sitzung Uber die Antwort zu informieren.

Eine Aussprache Uber Anfragen findet grundsatzlich nicht statt.

§ 10 - Informationen

Der Burgermeister unterrichtet in geeigneter Weise unter einem besonderen
Tagesordnungspunkt die Stadtvertretung Uber Angelegenheiten, die fur die Stadt
von Bedeutung sind. Die Stadtvertretung tritt anschlieend in eine Aussprache
ein.

Der Bericht ist schrifich abzufassen und jedem—Staditverireter digital der
Tagesordnung beizufligen spatestens bzw. am Tag der Sitzung zu Ubergeben.

Uber Entscheidungen nach § 22 (4) und (5) KV M-V sowie § 8 der Hauptsatzung

hat der Blrgermeister die Stadtvertretung vierteljahrlich und den Hauptausschuss
in jeder Sitzung zu informieren.
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3)

(4)

()

(1)

2)

(3)

(4)

Der Burgermeister Ubermittelt seinen Stellvertretern rechtzeitig Kopien aller
Einladungen an den Birgermeister, unabhangig davon, wer den Termin wahrnimmt.

Die Fraktionsvorsitzenden erhalten zur Kenntnisnahme Einladungen zu allen
Sitzungen stadtischer Gremien und kontrollierter Gesellschaften.

Der Burgermeister berichtet auf jeder Stadtvertretersitzung Uber die Umsetzung von
Fraktionsantragen. passiertin der Praxis so nicht

§ 11 - Eingaben

Jeder Einwohner der Stadt, der das 14. Lebensjahr vollendet hat, kann Anregungen,
Bedenken und Beschwerden, die sich auf die Wahrnehmung einer
Selbstverwaltungsangelegenheit beziehen, in einer Eingabe schriftich oder zur
Niederschrift an die Stadtvertretung herantragen. Eingaben an die Stadtvertretung
sollen zundchst dem Hauptausschuss und ggf. dem zustandigen Fachausschuss zur
Beratung und Berichterstattung tUberwiesen werden. Weiterhin gilt § 14 KV M-V.

Der Hauptausschuss beschlief3t Uber Eingaben abschlielend, soweit nicht die
Zustandigkeit der Stadtvertretung gegeben ist oder die Stadtvertretung sich nicht
dieses Recht im Einzelfall vorbehalt. Uber Eingaben hinsichtlich Aufgaben des
Ubertragenen Wirkungskreises entscheidet der Blrgermeister. Das ist ausschlieRRlich
Sache des Amtes § 128 KV M-V Uber die Entscheidung ist der Hauptausschuss zu
informieren. Der Blrgermeister teilt dem Betroffenen mit, wie Uber die Eingabe
entschieden worden ist.

Die Entscheidung hat innerhalb von 4 Wochen zu erfolgen. Ansonsten ist eine
Zwischennachricht zu fertigen.

Der Burgermeister kann Eingaben als unzuldssig zurickweisen, wenn ihre
Behandlung einen Eingriff in ein schwebendes Verfahren darstellen bzw. geltendes
Recht verletzen wirde oder durch ihren Inhalt der Tatbestand einer strafbaren
Handlung begrindet wird.

Abschnitt 3 - Ablauf der Sitzung

(1)

@)

3)

§ 12 - Tagesordnung

Die Stadtvertretung stimmt Uber die endgtltige Tagesordnung zu Beginn der Sitzung
ab.

Eine Angelegenheit, die nicht auf der den Stadtvertretern mit der Einladung zur
Sitzung Ubergebenen Tagesordnung steht, kann nur behandelt werden, wenn es sich
um eine dringende Angelegenheit handelt und die Mehrheit der Mitglieder der
Stadtvertretung damit einverstanden ist. Dringend ist eine Angelegenheit, wenn ihre
Behandlung nicht bis zur n&chsten reguldren Sitzung aufgeschoben werden kann.

Die Stadtvertretung kann die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte andern und im
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(4)

(1)

2)

3)
(4)

()

(6)

(7)

(8)

sachlichen Zusammenhang stehende Punkte verbinden. Sie kann Punkte von der
Tagesordnung absetzen bzw. die Tagesordnung entsprechend Absatz 2 erweitern.
Die Tagesordnung muss regelmaRig mindestens folgende Punkte enthalten:

1. Eroffnung, Feststellung der ordnungsgemédflen Einladung und der
Beschlussfahigkeit

Beschlussfassung Uber die Tagesordnung

Veroffentlichung von Beschlissen aus dem nichtoffentlichen Teil der letzten
Sitzung der Stadtvertretung

Bericht des Birgermeisters mit Aussprache

Einwohnerfragestunde

Abhandlung der Tagesordnung

Antrage und Anfragen der Stadtvertreter

nichtoffentlicher Teil

wn

ONOo O A

§ 13 - Aussprache

Jeder Stadtvertreter darf nur sprechen, wenn er sich zuvor zu Wort gemeldet hat und
der Burgermeister ihm das Wort erteilt; er darf dabeinur die zur Beratung anstehende
Angelegenheit behandeln. Er darf zur gleichen Angelegenheit mehrfach das Wort
ergreifen, aber insgesamt nicht langer als 12 Minuten. Aul3er vom Burgermeister darf
er nicht unterbrochen werden.

Haben bereits mehrere Mitglieder derselben Fraktion zu dem Tagesordnungspunkt
gesprochen oder ist dem Stadtvertreter zu einem Tagesordnungspunkt bereits
zweimal das Wort erteilt worden, kann die Redezeit vom Birgermeister
eingeschrankt werden.

Das Wort wird in der Reihenfolge der Wortmeldung erteilt. Melden sich mehrere
Stadtvertreter gleichzeitig zu Wort, so entscheidet der Birgermeister Uber die
Reihenfolge.

Antragstellern steht das Wort zu Beginn und Ende der Beratung zu.

Der Burgermeister kann zur Einhaltung der Geschaftsordnung jederzeit das Wort
ergreifen.

Will der Burgermeister einen Antrag zur Sache stellen bzw. sich an der sachlichen
Beratung beteiligen, gibt er fir diese Zeit den Vorsitz ab.

Dem Leitenden Verwaltungsbeamten bzw. anderen leitenden Bediensteten der
Amtsverwaltung istdas Wort nur nach Aufforderung durch die Stadtvertretung zu
erteilen.

Sachkundigen Einwohnern ist auf Verlangen zu Angelegenheiten aus dem
Geschéaftsbereich ihres Ausschusses das Wort zu erteilen.

Werden vom Redner mit Erlaubnis des Birgermeisters Schriftsétze verlesen, so
sind sie auf Antrag fur die Niederschrift zur Verfigung zu stellen.

Die Stadtvertretung kann die Dauer der Aussprache und die Redezeit auf Antrag

begrenzen. Die Redezeit der Stadtvertreter soll in solchen Fallen 3 Minuten nicht
Uberschreiten. Ist die Dauer der Aussprache oder die Redezeit begrenzt worden,
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(9)

(10)

1)

)

(3)

(4)

()

(6)

(1)

(2)

darf einem  Stadtvertreter insgesamt nur zweimal zu  demselben
Beratungsgegenstand das Wort erteilt werden.

Gutachter und andere Sachverstandige kénnen zur Entscheidungsfindung gehort
werden. Die Stadtvertretung entscheidet im jeweiligen Fall Uber das Rederecht.

Der Burgermeister erklart die Beratung jeweils fiir geschlossen.

§ 14 - Antrage zur Geschéaftsordnung

Zur Geschaftsordnung muss der Blrgermeister das Wort unverziglich erteilen; es
darf dadurch jedoch kein Redner unterbrochen werden. Die Ausfiihrungen miuissen
kurz gefasst sein und durfen sich nur auf die geschaftsméaRige Behandlung des zur
Beratung anstehenden Gegenstandes beziehen. Die Redezeit soll dabei 2 Minuten
nicht Uberschreiten. Bei Verstof3en, insbesondere dann, wenn statt zur Geschafts-
ordnung zur Sache gesprochen wird, hat der Burgermeister das Wort zu entziehen.

Vor der Abstimmung dber Geschaftsordnungsantrage kann bei Widerspruch je
ein Stadtvertreter fur und gegen den Antrag sprechen.

Antrage auf Schluss der Aussprache oder der Rednerliste kdnnen nur von solchen
Stadtvertretern gestellt werden, die noch nicht zur Sache gesprochen haben.

Wird ein Antrag auf Schluss der Rednerliste angenommen, so erhalten nur noch die
auf der Rednerliste vermerkten Stadtvertreter sowie der Antragsteller das Wort.

Nach Annahme eines Antrages auf Schluss der Aussprache oder auf Vertagung
kénnen nur noch der Antragsteller, sofern er noch nicht zur Sache gesprochen hat,
sowie Stadtvertreter zu personlichen Erklarungen nach Abs. 6 das Wort erhalten.

Um eigene Ausfuihrungen in tatsachlicher Hinsicht richtig zu stellen oder um Angriffe
gegen die eigene Person zuriickzuweisen, soll Stadtvertretern fur personliche
Erklarungen das Wort auch aul3erhalb der Rednerfolge erteilt werden. Die Redezeit
soll dabei 3 Minuten nicht tberschreiten.

§ 15 - Antrage

Jeder Beschluss der Stadtvertretung zu einem Tagesordnungspunkt setzt einen
Antrag voraus, der von einem oder mehreren Stadtvertretern, einem Ausschuss,
einer Fraktion oder dem Burgermeister schriftich oder zur Niederschrift eingebracht
wird.

Dringlichkeitsantrage beinhalten Sachverhalte, deren Aufschub bis zur néchsten
reguldren Sitzung der Stadtvertretung zu Nachteilen fir die Stadt oder Dritte fihren
wirde. Derartige Antrage sind spatestens bis zum Beginn der Sitzung als
Tischvorlage einzureichen.

Die Dringlichkeit ist in der Vorlage zu begrinden.

Dringlichkeitsantrage koénnen nur behandelt werden, wenn sie im entsprechenden
Verfahren (8§ 12 GO) auf die Tagesordnung gesetzt wurden.
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3)
(4)

()

(6)

(7)

(1)

(2)

@)

(4)

()

Jeder Antrag zu einem Tagesordnungspunkt muss 10 Tage vor Beginn der Sitzung
beim Blrgermeister vorliegen und den Beschlussvorschlag im Wortlaut enthalten.

Ohne Einhaltung der in den Abs. 1-3 genannten Fristen und Formen kdénnen
Abanderungsantrage sowie die  nachstehend aufgefuhrten Antrage/
Geschaftsordnungsantrage mindlich gestellt und zur Abstimmung gebracht werden:

a) Anderung der Reihenfolge der Tagesordnung

b) Verweisung in einen Ausschuss

c) Vertagung der Sitzung

d) Schluss der Aussprache

e) Schluss der Rednerliste

f) Unterbrechung der Sitzung

g) namentliche Abstimmung

h) Rederecht fur Gutachter und Sachverstandige

i) Ausschluss der Offentlichkeit

J) Begrenzung der Dauer der Aussprache bzw. der Redezeit

Jeder Antrag kann bis zum Beginn der Abstimmung durch den Antragsteller zurtick -
gezogen werden. Bis zum Aufruf des néchsten Tagesordnungspunktes kann der
Antrag durch einen anderen Stadtvertreter als eigener Antrag erneut eingebracht
werden.

Bei einem Anderungsantrag wird zundchst (ber diesen, alsdann (ber den
urspringlichen Antrag beraten und abgestimmt.

Uber einen zur Abstimmung gebrachten Antrag darf nicht noch einmal in derselben
Wabhlperiode abgestimmt werden, es sei denn, es ergeben sich wesentliche neue
Gesichtspunkte.

8§16 - Ordnung

Der Birgermeister handhabt die Ordnungsgewalt in der Stadtvertretung und Ubt
das Hausrecht aus.

Ein Stadtvertreter, der die Ordnung verletzt, insbesondere unaufgefordert das Wort
ergreift, ist vom Bilrgermeister zur Ordnung zu rufen. Der dritte Ordnungsruf in
einer Sitzung hat zur Folge, dass dem Stadtvertreter fir die Dauer der Sitzung das
Wort entzogen bleibt. Auf diese Folge muss bereits beim zweiten Ordnungsruf
hingewiesen werden.

Stort ein Stadtvertreter in besonders ungebuhrlicher Weise, z.B. durch beleidigende
AuRerungen oder personliche Angrifie den Gang der Sitzung, so kann der
BlUrgermeister den sofortigen Ausschluss aus der Sitzung verfiigen.

Entsteht in der Sitzung stérende Unruhe, so kann der Burgermeister die Sitzung
unterbrechen, vertagen oder schlielBen. Ferner wird auf 8§ 11 Abs. 4 dieser
Geschaftsordnung verwiesen.

Stellt eine Fraktion oder ein Drittel der anwesenden Stadtvertreter einen Antrag auf

Unterbrechung der Sitzung, so hat der Blrgermeister umgehend die Sitzung zu
unterbrechen.
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Abschnitt 4 - Beschliisse

1)

(@)

3)

(4)

(1)

@)

(3)

(1)

§ 17 - Beschlussfassung

Beschliisse werden, soweit nicht das Gesetz etwas anderes vorsieht, stets mit der
einfachen Mehrheit der anwesenden Stadtvertreter gefasst.

Unmittelbar vor der Abstimmung ist die endgultige Formulierung des
Beschlussvorschlages zu verlesen oder vorzutragen, soweit sie sich nicht aus der
Beschlussvorlage ergibt. Dieses gilt nicht fir Geschaftsordnungsantrage. Der
Burgermeister hat den Antrag, Uber den abzustimmen ist, so zu stellen, dass mit ,ja”
oder ,nein” abgestimmt werden kann.

Bei mehreren Antragen zu einem Tagesordnungspunkt wird zuerst Uber den
weitestgehenden Antrag abgestimmt. Bestehen Zweifel, welcher Antrag der
weitestgehende ist, entscheidet die Stadtvertretung.

Alternative Antrage sind in der Reihenfolge der Antragstellung abzustimmen.

Antrdge zur Geschaftsordnung entsprechend § 14 (4) dieser Geschaftsordnung sind
unverzuglich zur Abstimmung zu stellen. Ein Redner darf dabei nicht unterbrochen
werden.

§ 18 - Abstimmung

Abstimmungen erfolgen offen durch Erheben der Hand.
Der Burgermeister bittet nacheinander um die Handzeichen fir den Antrag, gegen
den Antrag und fur Stimmenthaltungen.

Namentlich wird in den gesetzlich vorgeschriebenen Fallen abgestimmt oder wenn
eine Fraktion oder ein Viertel aller Stadtvertreter dieses verlangt. Ist schon in § 31
Abs. 2 KV M-V bestimmt

Namentliche Abstimmung geschieht durch Aufruf eines jeden Stadtvertreters in
alphabetischer Reihenfolge und Abgabe der Stimme zur Niederschrift.

Falls der Birgermeister vor oder nach der Stellung des Antrages darauf hinweist,
dass der Stadt infolge des Beschlusses ein Schaden entstehen kann, so ist
namentlich abzustimmen. Unzulassig siehe § 31 Abs. 2 KV M-V, Widerspruch siehe
§ 33 Abs.1 KV M-V

§ 19 - Wahlen

Wahlen erfolgen grundsatzlich offen. Auf Antrag eines Stadtvertreters wird geheim
gewabhit.

Die Anzeige des Zusammenschlusses von Fraktionen und fraktionslosen
Stadtvertretern zu Zahlgemeinschaften erfolgt durch die Abgabe des gemeinsamen
Wahlvorschlages.

Wabhlvorschldge der Fraktionen und Z&ahlgemeinschaften sind schriftich beim
Blrgermeister einzureichen. Die Wahlvorschldge sind zu unterschreiben.
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)

3)

(4)

()

(6)

(7)

(8)

Soll eine geheime Wahl erfolgen, hat zundchst der Blrgermeister in offener
Abstimmung eine Kandidatenliste aufzustellen.

Nachfolgend bildet die Stadtvertretung eine Wahlkommission, der je ein Vertreter der
in der Stadtvertretung veriretenen Fraktionen angehort. Nach Abschluss dieses
Vorganges Ubergibt der Birgermeister die Leitung der Versammlung an den
Vorsitzenden der Wahlkommission.

Die Wahlkommission fuhrt die geheime Wahl gemal3 8§ 32 (1) und (2) KV M-V sowie
der Festlegungen dieser Geschéaftsordnung durch.

Fur die Stimmabgabe sind Stimmzettel anzufertigen. Bei nur einem Bewerber
enthalten die Stimmzettel neben dem Namen des Bewerbers die Positionen ,Ja”,
,Nein” und ,Stimmenthaltung®.

Bei mehreren Bewerbern enthalten die Stimmzettel neben den Namen der Bewerber
je eine Position fur ,Ja“. Aulkerdem ist hier eine fir den gesamten Stimmzettel gliltige
Position ,Stimmenthaltung® einzurichten.

Zur Kennzeichnung der Stimmzettel ist eine Wahlkabine bzw. ein geeigneter
Raum bereitzuhalten.

Die Abgabe der Stimmen hat in alphabetischer Reihenfolge nach Aufforderung
durch den Vorsitzenden der Wahlkommission unter Nutzung der Wahlkabine zu
erfolgen. Die Stimmzettel sind in eine, zuvor von der Wahlkommission geprifte und
verschlossene, Wahlurne einzuwerfen.

Die Auszahlung der Stimmen erfolgt offentlich.

Glltig ist eine Stimme, wenn sie zweifelsfrei einem Kandidaten zuzuordnen ist.
Stimmzettel, auf denen keine Markierung erfolgt ist, sind ungitig.

Bestehen Zweifel daran, dass eine Stimme einem Kandidaten zuzuordnen ist, ist
die Stimme als ungtltig zu bewerten.

Bei Wahlen, die nach den Grundsatzen der Verhaltniswahl zu erfolgen haben, erfolgt
die Besetzung der Stellen nach dem Berechnungsverfahren nach Hare-
Niemeyer. Die Berechnung regelt die Anlage 1 zu dieser Geschéaftsordnung.

Die Vorschlagslisten werden in einem Wahlgang zur Abstimmung gestellt. Im
Falle einer geheimen Wabhl ist entsprechend Abs. 2, Satz 2 ff. zu verfahren.

Die Stimmzettel enthalten die Bezeichnung der Listen sowie fur jede Liste die
Moglichkeit, ihr zuzustimmen. Zusatzlich ist eine Mdoglichkeit vorzusehen, eine
»otimmenthaltung” flir den gesamten Stimmzettel anzukreuzen.

Steht nur eine Liste zur Wahl, ist diese gewahlt, wenn ihr die Mehrheit aller
Stadtvertreter zustimmt.

Im Falle der Wiederbesetzung freigewordener Wabhlstellen, die mittels

Verhaltniswahl besetzt wurden, ist - mit Ausnahme der beantragten vollstandigen

Neubesetzung - wie folgt zu verfahren:

1. Durch die Fraktionen und Zahlgemeinschaften sind Vorschlagslisten
einzureichen.

2. Die Listen werden entsprechend Abs. 6 zur Abstimmung gestellt.

3. Bei der Auswertung des Wabhlergebnisses sind die Wabhistellen zu
bertcksichtigen, die nicht neu besetzt werden sollen.

Bei Stimmengleichheit (Mehrheitswahl) bzw. zur Besetzung der letzten freien
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(1)

@)

1)

)

3)

(4)

Wabhistelle (Verhaltniswahl) entscheidet das Los, das durch den Birgermeister zu
Ziehen ist.

Dazu sind Lose durch einen Stellvertreter des Birgermeisters bzw. durch den
Vorsitzenden der Wahlkommission vorzubereiten. Die Lose enthalten jeweils den
Namen eines der betreffenden Kandidaten bzw. die Bezeichnungen einer der Listen.
Sie mussen aulerlich gleich aussehen.

§ 20 - Abberufungen

Die Stadtvertretung kann entsprechend 8§ 32 Abs. 3 und 4 KV M-V eine von ihr
gewahite Person abberufen. Auf Antrag eines Stadtvertreters wird geheim
abgestimmt. Ein Abberufungsbeschluss bedarf der Mehrheit aller Stadtvertreter.
Bereits in § 32 Abs. 3 und 4 KV M-V geregelt.

Uber einen Antrag zur Abberufung kann nur entschieden werden, wenn er form-
und fristgerecht gestellt wurde. Eine Begrindung der Abberufung ist nicht
notwendig.

8 21 - Ergebnis der Abstimmung/Wahl

Der Burgermeister gibt das Ergebnis der Abstimmung/Wahl umgehend bekannt.
Dabei sind die Anzahl der Stimmen fir und gegen den Antrag sowie
Stimmenthaltungen bekanntzugeben. Der Birgermeister hat sodann festzustellen,
ob der Antrag angenommen oder abgelehnt wurde bzw. wie die Wabhistelle besetzt
wird. Gewahlt ist, soweit nicht das Gesetz etwas anderes vorsieht, wer die meisten
Stimmen erhalt.

Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.

Bei Beschlissen der Stadtvertretung, die mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind,
hat der Blrgermeister festzustellen, ob diese Mehrheit erreicht wurde.

Ergebnisse von geheimen Wahlen sind durch den Vorsitzenden der Wahlkommission
bekanntzugeben. Zusatzlich zu den Angaben entsprechend Absatz 1, Satz 2 sind die
Anzahl der abgegebenen sowie der glltigen Stimmen bekanntzugeben.

Zweifel an der Richtigkeit des Abstimmungs-/Wahlergebnisses sind unverziglich
nach dessen Bekanntgabe anzumelden. Kénnen die Zweifel nicht ausgeraumt
werden, muss die Abstimmung/Wahl wiederholt werden.

Abschnitt 5 - Niederschrift, Kontrollrecht, Offentlichkeit

1)

§ 22 - Niederschrift

Uber jede Sitzung der Stadtvertretung ist durch den Protokollfilhrer eine
Niederschrift zu fertigen. Sie muss mindestens enthalten:
a) die Namen der anwesenden und entschuldigt bzw. unentschuldigt fehlenden
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2)

3)

(4)
()

(6)

(7)

Stadtvertreter

b) Feststellungen zur Beschlussfahigkeit

C) die Namen der anwesenden Personen, die mit dem Beratungsgegenstand in
besonderem Zusammenhang stehen,

d) Ort und Tag sowie Zeitpunkt des Beginns und Ende der Sitzung,

e) die beschlossene Tagesordnung,

f) die gesteliten Antrage,

0) die gefassten Beschlisse sowie Form und Ergebnis von Abstimmungen und
Wabhlen,

h) Namen der Stadtvertreter, die bei der Beratung und Beschlussfassung
ausgeschlossen waren,

i) Vermerke Uber Mitteilungen des Birgermeisters.

Die Niederschrift ist in Form eines Beschlussprotokolls zu fertigen. Auf Antrag und
in wichtigen Angelegenheiten ist ein ausfuhrlicheres Protokoll zu fertigen.

Zur Erstellung der Niederschrift sind Tonbandaufnahmen zuldssig. Sie sind bis zur
Beschlussfassung dber die Niederschrift aufzubewahren und kénnen von jedem
Stadtvertreter zur Uberprifung der Niederschrift angehort werden. Die Tonbander
sind nach der Aufbewahrungsfrist zu léschen.

Die Verwaltung erstellt die Niederschrift. Sie muss innerhalb von 14 Tagen vorliegen.

Alle Stadtvertreter erhalten die Niederschrift der Sitzung spatestens mit der
Einladung zur nachsten Sitzung. Die Niederschrift ist im Biro des Blrgermeisters
zur Einsichtnahme auszulegen.

Inhalt oder Fassung der Niederschrift kdnnen nur bis zur ndchsten regularen
Sitzung beanstandet werden. Erachtet die Stadtvertretung die Beanstandung als
begrindet, ist ein Vermerk Uber den beanstandeten Sachverhalt in die Niederschrift
der aktuellen Sitzung aufzunehmen.

Die Genehmigung der Niederschrift erfolgt mit der Mehrheit der Stimmen der
anwesenden Stadtvertreter.

Die Niederschrift wird vom Burgermeister und dem Protokollfiihrer unterzeichnet.

8§ 23 — Akteneinsicht-entfallt
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(1)

2)

3)

§ 24 - Unterrichtung der Offentlichkeit

Uber die wesentlichen Inhalte der von der Stadtvertretung in nichtéffentlicher
Sitzung gefassten Beschliisse hat der Birgermeister die Offentlichkeit in der
nachsten offentlichen Sitzung in einem gesonderten Tagesordnungspunkt zu
unterrichten.

Endet eine nichtoffentliche Sitzung ohne Beschlussfassung Uber den Beratungs-
gegenstand, so ist die Offentlichkeit Uber wesentliche Inhalte der Beratung zu
informieren, soweit es der Zweck der Nichtoffentlichkeit zuldsst.

AuBBerhalb der Sitzungen der Stadtvertretung obliegt die offizielle Unterrichtung der
Offentlichkeit Uber die von der Stadtvertretung gefassten Beschllisse ausschlief3lich
dem Blrgermeister.

Abschnitt 6 - Ausschiisse

§ 25 - Geltungsbereich

Diese Geschaftsordnung gilt fir die Ausschiisse der Stadtvertretung sowie die kommunalen
Beirate entsprechend, soweit nicht gesetzlich etwas anderes geregelt ist.
Die Ladungsfrist fur die Ausschisse und kommunalen Beirate betragt 5 Tage.

1)

@)

§ 26 - Wahl der Ausschiisse

In ihrer konstituierenden Sitzung wahlt die Stadtvertretung aus ihrer Mitte sowie
aus der Einwohnerschaft die Mitglieder der Ausschisse entsprechend den
Festlegungen der Hauptsatzung § 13.

Der Birgermeister ladt spatestens 4 Wochen nach der Konstituierung der
Stadtvertretung die gewahlten Mitglieder zur konstituierenden Sitzung der
Ausschisse ein. In der konstituierenden Sitzung werden der Vorsitzende und seine
beiden Stellvertreter mittels Mehrheitswahl gewabhlt.
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1)

@)

3)

(4)

8 27 -Verfahren der Ausschiisse

Ist ein Ausschussmitglied verhindert an einer Sitzung teilzunehmen, so hat er dies
dem Vorsitzenden oder dem Fachamt Protokollfihrung? mitzuteilen.

Zu Beginn jeder Sitzung der Ausschisse ist in einem gesonderten
Tagesordnungspunkt anwesenden Einwohnern die Mdoglichkeit einzuraumen,
Anfragen an die Ausschussmitglieder zu stellen sowie Anregungen und Vorschlage
zu unterbreiten. 8 6 der Hauptsatzung gilt entsprechend.

Aussprachen zu einzelnen Tagesordnungspunkten in den beratenden Ausschissen
sollen mit dem Abfassen von Beschlussempfehlungen beendet werden. Diese
Beschlussempfehlungen sind durch die Verwaltung unverziglich an betroffene oder
ausdrucklich benannte andere beratende Ausschiisse sowie an den Hauptausschuss
weiterzuleiten.

Beschlussempfehlungen beratender Ausschisse haben fur die Verwaltung
ausschlielllich empfehlenden Charakter. Abweichungen hiervon beschliefl3t die
Stadtvertretung.

Werden von der Stadtvertretung bzw. dem Hauptausschuss Angelegenheiten zur
Beratung und Stellungnahme in beratende Ausschisse Uberwiesen, soll ein
federfihrender Ausschuss sowie - wenn notig - die Reihenfolge und terminliche
Abfolge festgelegt werden. Die Ergebnisse der Beratungen sind mit dem
vorgesehenen Beschlussvorschlag und der entsprechenden Niederschrift Uber den
Hauptausschuss an die Stadtvertretung weiterzugeben.

Abschnitt 7 - Schlussbestimmungen

1)

)

§ 28 - Abweichungen

Die Stadtvertretung kann fir den Einzelfall Abweichungen von dieser
Geschaftsordnung beschlieen, wenn keine gesetzlichen  Vorschriften
entgegenstehen.

Wahrend einer Sitzung auftauchende Zweifel Uber die Auslegung der

Geschaftsordnung  werden vom  Blrgermeister entschieden. Wird dem
widersprochen, entscheidet die Stadtvertretung.

§ 29 - Anderungen

Anderungen der Geschéftsordnung missen in der Tagesordnung angekindigt sein und
bedurfen der Zustimmung der Mehrheit aller Stadtvertreter.

§ 30 - Bezeichnungen

Uberall, wo in dieser Geschaftsordnung die mannliche Form von Dienst-, Funktions- oder
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ahnlichen Bezeichnungen verwendet wird, gilt die weibliche Form gleichbedeutend.

§ 31 - Posteingangsstelle/-ausgangsstelle des Burgermeisters

1) Posteingangs-/-ausgangsstelle des Burgermeisters ist das Biro des Leitenden
Verwaltungsbeamten. Die Postist unverziiglich an den Burgermeister weiterzuleiten.
Der Posteingang /-ausgang ist in der Poststelle des Amtes nachzuweisen. Nein —
tatséchlich wird Post in der Posteingangsstelle angenommen und ausgezeichnet.
Ein besonderes Ein- und Ausgangsbuch fur den Birgermeister wird nicht gefihrt.

(2) Zur Feststellung des Posteingangsdatums ist die Post an den Birgermeister mit

einem Posteingangsstempel zu versehen. Als Posteingang beim Blrgermeister gilt
der nachste Werktag.

§ 32 - Inkrafttreten

(1) Diese Geschaftsordnung tritt mit der Beschlussfassung durch die Stadtvertretung in
Kratft.

(2)  Gleichzeitig tritt die Geschéaftsordnung vom 11i-Marz2008 18. Oktober 2012 aul3er
Kraft.

Schonberg, den . Dezember 2020

Korn
Burgermeister
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Anlage 1
zur Geschaftsordnung der Stadtvertretung Schdnberg

Erlauterung zu 8 19 (5)

Anwendung des Rechenverfahrens nach Hare-Niemeyer
Die Sitzanspriche werden nach folgender Formel errechnet:

erreichte Stimmen x Zahl der Sitze
abgegebene Stimmen

Das Ergebnis vor dem Komma bestimmt die Anzahl der Sitze. Sind danach nicht alle Sitze
besetzt, entscheidet die hochste Zahl hinter dem Komma. Bei gleichgrol3en Zahlen
entscheidet das Los.

Beispiel:

Besetzung eines Ausschusses mit 7 Sitzen:

Liste A: 5 Stimmen x 7 Sitze / 15 Stimmen =2.33= 2 Sitze

Liste B: 4 Stimmen x 7 Sitze / 15 Stimmen =1,86 = 1Sitz + 1Sitz
Liste C: 4 Stimmen x 7 Sitze / 15 Stimmen =1,86= 1Sitz + 1Sitz
Liste D: 2 Stimmen x 7 Sitze / 15 Stimmen =0,93 = 0 Sitze + 1 Sitz

Bei der Wahl der Mitglieder des Hauptausschusses ist der ehrenamtliche Birgermeister auf
die Sitze der Fraktion anzurechnen, der er angehort.

Fur die Wahl der Stellvertreter von Mitgliedern des Hauptausschusses bzw. der weiteren
Vertreter der Stadt im Amtsausschuss gilt folgendes Verfahren:

Auf den Listenvorschlagen der Fraktionen bzw. Z&hlgemeinschaften zur Wahl des
Hauptausschusses sind zuerst die Stadtvertreter aufzufihren, die als Mitglied
gewahlt werden sollen. Danach sind die Stellvertreter aufzufiihren. Anschlief3end ist
Uber diese Listen abzustimmen. Die Ermittlung der Sitze erfolgt wie oben angegeben
nur fir die Mitglieder. Die darunter aufgefihrten Stellvertreter sind gewahlt, wenn die
Liste gewahlt wurde.

Bei der Wahl der Stellvertreter fir die Vertreter der Stadt im Amtsausschuss sind die
Namen der Stellvertreter in Klammern hinter dem jeweils zu vertretenden
Stadtvertreter aufzufiihren. Die Stellvertreter sind gewahlt, wenn der zu vertretende
Stadtvertreter gewahlt wurde.

Seite 18 von 18



	Vorlage
	Anlage  1 Geschäftsordnung Stadtvertretung Schönberg

